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Anmerkung der Verwaltung: 
Rechtsgrundlage für eine solche Festsetzung könnte Art. 91 Abs. 1 Nr. 3 BayBO sein, wonach 
die Gemeinden durch Satzung örtliche Bauvorschriften über die Gestaltung und Ausstattung 
von Stellplätzen erlassen können. 
Um Festsetzungen zum Standort und zu den Abmessungen rechtsfehlerfrei vornehmen zu 
können bedürfte es einer Planung unter Berücksichtung der Erfordernisse des Betreibers.  
Die Notwendigkeit einer solchen Festsetzung im Gewerbegebiet ist nicht erkennbar. 
 
Im Hinblick auf die bestehenden Beleuchtungseinrichtungen auf den öffentlichen Straßen und 
auf den benachbarten Gewerbegrundstücken erscheint auch die Festsetzung des Materials 
überzogen. 
 
 
Mit 5  : 4  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss auf die vorgeschlagene Festsetzung 
zu verzichten. 
 
 
Zu 3) 
In den Festsetzungen Nr. B.2.6 bis B.2.10 werden die Begriffe „Zäune“ und „Einfriedungen“ 
verwendet. Um Unklarheiten auszuschließen sollte ausschließlich der Begriff „Einfriedungen“ 
Verwendung finden. 
 
 
Mit  5  :  4   Stimmen beschloss der Technische Ausschuss den Vorschlag anzunehmen. 
 
 
Zu 4.) Satz 1) 
Es wird darauf hingewiesen, dass ein Planzeichen für die festgesetzten Werbepylone fehlt. 
 
 
Mit  5  :  4   Stimmen beschloss der Technische Ausschuss den Plan entsprechend zu 
ergänzen. 
 
 
Zu 4.) Satz 2) 
Hier wird vorgeschlagen, die max. Ausmaße sowie die Ausgestaltung (Material, selbst-
leuchtend, angestrahlt, reflektierend) der Werbeanlage festzusetzen. 
Auf reflektierende Werbeanlagen sollte jedoch wegen des „Glühwürmcheneffektes“ verzichtet 
werden. 
 
Anmerkung der Verwaltung: 
Dem Vorschlag, die Größe der Werbeanlage zu begrenzen, sollte nachgekommen werden, 
ebenso auch der Anregung, reflektierende Werbeanlagen auszuschließen. 
Weitere Festsetzungen wie z.B. zum Material erscheinen jedoch städtebaulich nicht 
erforderlich. 
 
 
Mit  5  :  4  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss die Größe der Werbepylone auf 
5 m x 1,80m x 0,40 m zu beschränken. 
Reflektierende Werbeanlagen sind unzulässig. 
 
 
Zu 5.) 
Es wird darauf hingewiesen, dass bei der Erläuterung auch von „Arbeitshöfen“ die Rede ist, die 
aber aus den planlichen und textlichen Festsetzungen nicht entnommen werden können. 
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Anmerkung der Verwaltung: 
Der Begriff „Arbeitshöfe“ ist versehentlich aufgenommen worden. 
 
 
Mit  5  :  4   Stimmen beschloss der Technische Ausschuss, den Plan entsprechend zu 
berichtigen. 
 

 
B) Immissionsschutzfachliche Stellungnahme 
 

Aus immissionsschutzfachlicher Sicht werden keine Einwände vorgebracht. 
 
 
C) Naturschutzfachliche Stellungnahme 
 

1) 
Die Berechung des erforderlichen Ausgleiches mit 3.850 qm wurde anerkannt, ebenso die 
Bereitstellung eines Grundstückes im Bereich der Stadt Grafing in der Gmkg. Nettelkofen.  
Vor Bekanntmachung des Bebauungsplanes sei jedoch eine entsprechende Sicherung der 
Fläche erforderlich. 
 
Anmerkung der Verwaltung: 
Nachdem die Fläche nicht auf dem Gemeindegebiet der Stadt Ebersberg liegt, ist gem. § 1a 
Abs. 3 BauGB ein städtebaulicher Vertrag erforderlich, in dem sich der Bauwerber verpflichtet, 
eine entsprechende Ausgleichsfläche nach den Vorgaben der Unteren Naturschutzbehörde zu 
schaffen. 
 
Mit  5  :  4  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss, die Verwaltung zu beauftragen, 
einen entsprechenden städtebaulichen Vertrag vorzubereiten. 
 
 
2) 
Nachdem die Pflanzlisten standortfremde Gehölze enthalten, wird um entsprechende 
Änderung gebeten. Anlässlich einer Rücksprache der Landschaftsarchitektin mit der Unteren 
Naturschutzbehörde werden nun folgende Änderungen vorgeschlagen: 
 
Die Festsetzungen B.4.3 und B.4.5 (Pflanzenlisten Nr. 3 und 5) sollen entfallen. 
Dadurch wird die bisherige Pflanzenliste Nr. 4 zur Nr. 3. 
Somit entfällt die Festsetzung A.3.4, die sich auf die Pflanzenliste Nr. 3 – alt - bezieht. 
In der Festsetzung A.3.5 wird der Bezug auf die Pflanzenliste Nr. 4 –alt - geändert in Nr. 3 – 
neu-. 
In der Pflanzliste 3 – neu – entfallen die Sträucher Felsenbirne, Kornelkirsche, Flieder und 
Wildrose. 
 
 
Mit  5  :  4   Stimmen beschloss der Technische Ausschuss der Empfehlung nachzukommen 
und den Bebauungsplan entsprechend zu ändern. 
 
 
3) 
Die Untere Naturschutzbehörde bittet um Festsetzung, dass die Einfriedung des Geländes nur 
auf der Innenseite der Bepflanzung erfolgen darf. 
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Anmerkung der Verwaltung: 
Entlang der Ostgrenze zur bestehenden Bebauung hin ist eine solche Festsetzung nicht 
erforderlich, da der Zaun auf der Grundstücksgrenze stehen wird. Vor dem Zaun ist eine 5 m 
tiefe Vorpflanzung festgesetzt. 
Entlang der Westgrenze zur St 2080 hin darf keine Einfriedung errichtet werden. 
Somit ist eine solche Festsetzung lediglich für die Nordseite sinnvoll.  
Allerdings sollte die Einfriedung nicht auf der Innenseite, sondern innerhalb des 5 m breiten 
Pflanzstreifens erfolgen. 
 
 
Mit  5  :  4  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss folgende Festsetzung in den 
Bebauungsplan aufzunehmen: 
Entlang der nördlichen Grundstückgrenze ist eine Einfriedung um 2,50 m von der Grenze 
abzurücken. 
 
 
Straßenbauamt München, Schreiben vom 04.05.2004 
 
Es werden keine grundsätzlichen Einwände erhoben. Jedoch sollte der Abstand zwischen den 
entlang der St 2080 festgesetzten Bäumen (Bergahorn) aus Gründen der Verkehrssicherheit 
mindestens 15 bis 20 m betragen. 
 
Anmerkung der Verwaltung: 
Der bisher geplante Abstand zwischen den Bäumen beträgt zwischen 8 und 15 m. 
Ziel der Festsetzung ist die Entwicklung einer alleeartigen Einfahrtstraße nach Ebersberg. 
Auf der gegenüberliegenden Seite sind bereits Bäume (Bergahorn) mit einem Abstand von ca. 
15 m gepflanzt. Es wäre daher sinnvoll, auch hier einen Abstand von 15 m vorzusehen. 
 
 
Mit 5  :  4  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss, den Baumabstand auf 15 m 
festzulegen.  
 
 
Das Straßenbauamt teilt außerdem mit, dass außer den festgesetzten Werbeanlagen innerhalb 
der Anbauverbotszone keine weiteren Werbeanlagen zugelassen werden. 
 
Mit  5  :   4   Stimmen beschloss der Technische Ausschuss dies zur Kenntnis zu nehmen. 

 
 
b) weiteres Verfahren 
 
Satzungsbeschluss: 
 
Mit  5 : 4  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss den Bebauungsplan Nr. 161- 
Sondergebiet Ausstellungsfläche –  samt Begründung als Satzung zu erlassen. 
Der Beschluss ergeht unter dem Vorbehalt einer erneuten Beschlussfassung, wenn während der 
öffentlichen Auslegung Anregungen eingehen. In diesem Fall ist die Angelegenheit erneut zur 
Beschlussfassung vorzulegen. 
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Das hauptsächliche Problem für das Austrocknen des Schlammes liegt im ständigen 
Wassernachschub, sei es als Zulauf oder Niederschlag. Nach Meinung des Stadtbauamtes 
muss der Zulauf mit einem am Südufer verlaufenden Graben um die Schlammfläche geführt 
werden, wodurch die permanente Vernässung unterbunden und Schlammkonsolidierung 
zumindest in den ufernahen Flächen erreicht wird (siehe Skizze Entwässerungsgraben). Vor 
dem Aushub besagten Grabens ist die Entsorgung von Munitionsresten zu veranlassen. 
 
Für den Austrocknungsvorgang sind 2 Bereiche zu unterscheiden: 
 
- Flachbereich im Westen 

In diesem Bereich wird sich vermutlich eine natürliche Austrocknung einstellen, wodurch 
die maschinelle Verbringung (Moorraupen, Schürfkübelbagger usw.) denkbar erscheint. 
Das Beispiel Albaching ist nach tel. Rücksprache bedingt vergleichbar. 
 

- Tiefbereich im Osten 
In diesem Bereich scheidet natürliche Austrocknung aus. Die Skizze „Flüssigschlamm 
Klostersee“ zeigt die durch die Form des Seebodens entstandene Schlammwanne, deren 
Austrocknung nur durch künstlichen Wasserentzug zu erreichen sein wird. 

 
4. Schlammtrocknung durch künstlichen Wasserentzug 
 

Bislang werden nachstehende Varianten diskutiert: 
 
- Wasserentzug mit Zentrifuge 

Scheidet wegen der Empfindlichkeit der Aggregate hinsichtlich eingelagerter Feststoffe aus. 
 
 

      -    Wasserentzug mit Siebbandpresse 
Hier wird der aus dem See gepumpte Flüssigschlamm mit Hilfe mobiler Siebbandpressen 
entwässert. Als Endprodukte verbleiben Trockenschlamm und Zentratwasser. 
 

- Wasserentzug mit Pumpboot 
Durch das Eigengewicht wird kontinuierlich Schlammwasser durch den durchlässigen 
Bootsboden in das Bootsinnere gepresst und anschließend abgepumpt.  
Problem: Wirksamkeit bzw. Spülung der durchlässigen Membran. 
 

- Wasserentzug mit Pumpensumpf 
Hier wird Dränierung und Grundwasserabsenkung kombiniert. Von einem Schacht werden 
sternförmig Dränagerohre in den Schlammkörper geschoben. Das kontinuierlich anfallende 
Schlammwasser wird im Schacht gesammelt und anschließend abgepumpt. 
Problem: Wirksamkeit bzw. Spülung der durchlässigen Dränagerohre. 

 
5. Wasserentzug durch natürliche Versickerung (Vorschlag Schuder) 
 

Der Flüssigschlamm wird auf geeignete landwirtschaftliche Flächen gepumpt und der 
natürlichen Austrocknung und Schwerkraftkonsolidierung überlassen. Nach Erreichen eines für 
die Praxis erforderlichen Trocknungsgrades kann der Rückstand landwirtschaftlich verwertet 
werden. 
 

6. Landwirtschaftliche Verwertung des entwässerten Schlammes 
 

Grundsätzlich ist fest zu stellen, dass landwirtschaftliche Verwertung einen ausreichenden 
Trocknungsgrad erfordert. Bedingung ist zudem die Eignung des Schlammes im Bezug auf die 
Vorgaben der Düngemittelverordnung. Dies ist über entsprechende Analysen sicher zu stellen, 
wobei auch das Zentratwasser auf seine Eignung für die Vorflut oder im ungünstigen Fall für 
die Ableitung zur Kläranlage zu untersuchen ist. 






